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V orbemerkung

Die wissenschaftliche Analyse der Probleme, die mit der Entwicklung Mittel­
deutschlands unter sowjetischer Besatzung Zusammenhängen, sieht sich in be­
sonderem Maße einer schwierigen Quellenlage gegenüber. Nicht nur das Betreten 
der DDR wird bis zur Unmöglichkeit erschwert, sondern deren offizielle Stellen 
bemühen sich darüber hinaus, jeden Einblick in die tatsächlichen Verhältnisse 
zu verwehren und entsprechend auch die jüngste Vergangenheit der kritischen 
Forschung zu entziehen. Jeder dennoch unternommene ernsthafte Versuch einer 
Erhellung dieser Zusammenhänge muß darum vor allem über seine Quellen Aus­
kunft geben.

In der vorliegenden Untersuchung wurden an gedruckten Unterlagen Zeitun­
gen, Landtagsprotokolle, Informationsblätter der Partei und ihre Broschüren 
ausgewertet. Sie bilden den Grundstock der Untersuchung und mußten, da 
nirgends zentral gesammelt, mühsam im Besitz von Beteiligten, in Instituten, 
Archiven und Bibliotheken ausfindig gemacht werden. Professor Dr. Waldemar 
Koch, der führende Gründer und erste Vorsitzende der LDP, stellte mir bereit­
willig seine Aktennotizen und Unterlagen zur Verfügung, ebenso Arthur Lieute­
nant, der langjährige Geschäftsführer und 2. Vorsitzende. Beiden Herren bin ich 
dafür zu besonderem Dank verpflichtet. Unentbehrlich, wenn auch nicht in 
gleichem Maße ergiebig, waren die persönlichen Aufzeichnungen und der Nach­
laß von Dr. Wilhelm Külz, die mir mit freundlicher Genehmigung seines Sohnes, 
des Senatspräsidenten Helmut Külz, im Bundesarchiv Koblenz zugänglich ge­
macht worden sind.

Alle diese schriftlichen Unterlagen hätten jedoch zu einer schlüssigen Dar­
stellung nicht ausgereicht: erst die zahlreichen mündlichen und schriftlichen Aus­
künfte, die Unterhaltungen und gezielten Nachfragen ließen den politischen Pro­
zeß selbst deutlich werden. Die hilfsbereite Unterstützung durch Herrn Greifen­
hagen vom Referat Wiedervereinigung bei der FDP-Bundesparteileitung in Bonn 
ermöglichte es, an rd. 200 heute in der Bundesrepublik wohnende ehemalige 
LDP-Mitglieder einen Fragebogen zu schicken.

Wertvolle Ergänzungen verdanke ich der Einsichtnahme in das Archiv des 
CDU-Landesverbandes Berlin. Auch die Abteilung „Sowjetzone“ im Institut für 
Politische Wissenschaft, Berlin, und Herr Dipl.-Pol. Zimmermann, haben meine 
Bemühungen bereitwillig unterstützt, wofür ich sehr zu Dank verpflichtet bin.

Der größte Dank aber gebührt der Geduld der Interviewten und der Mühe 
derer, die schriftlich antworteten — ich kann sie an dieser Stelle nicht namentlich 
aufzählen. Ihre lebhafte Anteilnahme mag mein Unternehmen selbst recht­
fertigen : da kaum damit zu rechnen ist, daß die Archive der LDP in absehbarer 
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Zeit zugänglich sein werden, und da es darüber hinaus bezweifelt werden muß, 
ob dort ergiebiges Material überhaupt noch vorhanden ist, würden Darstellung 
und Analyse der hier behandelten Vorgänge zu einem späteren Zeitpunkt auf er­
heblich größere Schwierigkeiten stoßen.

Es soll schließlich nicht unerwähnt bleiben, daß ich auch bei der LDP-Partei- 
leitung in Ost-Berlin selbst versuchte, Unterlagen zu erhalten. Ich hatte keinen 
Erfolg. Der Herr, mit dem ich sprach, zweifelte an der Möglichkeit, diese Dinge 
von Westdeutschland aus richtig sehen und darstellen zu können. Auf meinen 
Einwand, ich würde mich als Wissenschaftler um Objektivität bemühen, rea­
gierte er ablehnend: mit dem „Objektivismus“ sei das so eine Sache . . . Darin 
hatte er recht: Ich kann nicht verhehlen, die Arbeit nicht ohne das Maß von 
Engagement geschrieben zu haben, ohne das Wissenschaft überhaupt und in 
gesteigertem Maße Zeitgeschichte und die Wissenschaft von der Politik nicht 
sinnvoll betrieben werden können.

Ekkehart Krippendorff
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Einleitung

Die Liberal-Demokratische Partei Deutschlands ist heute eine im politischen 
System der Deutschen Demokratischen Republik nahezu bedeutungslose Größe, 
die ihrer völligen Liquidierung entgegensieht, wenn die „sozialistische Revolu­
tion“, von der SED als „führende Kraft“ systematisch durchgeführt, vollendet 
sein wird. An diesem Ziel gemessen ist die LDP bereits jetzt — genauso wie die 
dortige CDU und die schon als „Satellitenparteien“ gegründeten beiden anderen 
Parteien DBD und NDPD — ein Anachronismus. Er findet seine Erklärung aus 
der planmäßig betriebenen Transformation einer „bürgerlichen“ in eine „sozia­
listische“ Gesellschaft, welche Transformation die Existenz bürgerlicher Parteien 
für eine gewisse Zeit — auch noch in der jetzt durchlaufenen Phase der „Volks­
demokratie“ — erforderlich macht. Eine Untersuchung der LDP in den Jahren 
1945 bis 1948 kann nicht von dem Tatbestand dieser gegenwärtigen Situation 
der Partei absehen, sie wird vielmehr wesentliche Fragestellungen dem 
späteren Gang der Entwicklung entnehmen müssen und erhält von daher ihre 
Aktualität.

Das aktuelle Interesse besteht einmal in der Teilung Deutschlands. Die Ge­
schichte dieser Teilung, wiewohl Gegenstand einiger gründlicher Darstellungen, 
ist noch keineswegs abschließend geklärt, und die zeitgeschichtliche Forschung 
wird hier möglicherweise noch zu Ergebnissen kommen, die die bisherigen Re­
sultate in wesentlichen Punkten korrigieren. Während die diplomatischen Aus­
einandersetzungen zwischen den Siegermächten einigermaßen befriedigend unter­
sucht worden sind, ist doch von den Vorbereitungen und Motiven der jeweiligen 
Regierungen und besonders der Besatzungsbehörden nur sehr wenig bekannt ge­
worden. Die Bedeutung der von den letzteren getroffenen oder unterlassenen 
Maßnahmen für die Entscheidungen auf diplomatischer Ebene ist eigentlich in 
keiner der vorliegenden Arbeiten genügend gewürdigt worden, vor allem was die 
westlichen Besatzungszonen angeht. Die Teilung Deutschlands, zu deren Ge­
schichte diese Untersuchung einen Beitrag liefern will, ist aus den Maßnahmen 
lediglich der sowjetischen Politik nicht zu erklären. Es muß dabei ernsthaft in 
Frage gestellt werden, ob diese tatsächlich, wie es die Mehrheit der „westlichen“ 
Untersuchungen nahelegt, von vornherein die rasche und gewaltsame Durch­
setzung einer sozialistisch-kommunistischen Gesellschaftsordnung für Deutsch­
land und als Alternative wenigstens für ihre eigene Besatzungszone planmäßig 
anstrebte — von den darin übereinstimmenden DDR-Publikationen ganz zu 
schweigen, die, von dem Postulat der „historischen Notwendigkeit“ ausgehend, 
andere Möglichkeiten gar nicht zulassen können. Demgegenüber ergeben sich von 
der Untersuchung der Politik einer ausgesprochen bürgerlichen Partei aus ge­
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wisse Aspekte, die einer derartigen Determination der Entwicklung in den ersten 
beiden Nachkriegsjahren widersprechen.

Neben diesem zeitgeschichtlichen will die vorliegende Arbeit aber auch einen 
Beitrag zur Parteiengeschichte liefern, zu einem Forschungsbereich, der sich erst 
in jüngster Zeit in Deutschland besonderer Aufmerksamkeit erfreut. Es geht da­
bei einmal um die Frage der Entstehung einer liberalen Partei nach dem Zusam­
menbruch eines totalitären, parteilosen Systems im Jahre 1945, der Herkunft der 
Kräfte, die sie schufen, und den Vorstellungen und Möglichkeiten, die dem unter 
den Bedingungen der Besetzung durch die Armee einer revolutionären Macht zu­
grunde lagen. Zum anderen ist diese Partei zu sehen in ihrem Verhältnis zur Ent­
wicklung des westdeutschen Parteiwesens, das sie über mehr als zwei Jahre ent­
scheidend beeinflußte; das Ende dieser Beziehungen um die Jahreswende 1947/48 
und die gleichzeitig beginnende Liquidierung der „antifaschistisch-demokrati­
schen Periode“ bezeichnen auch das Ende der LDP als einer parlamentarisch­
demokratischen Partei, so daß ihre Geschichte mit diesem Zeitpunkt — äußer­
lich durch den Tod ihres Vorsitzenden Wilhelm Külz im April 1948 markiert — 
als abgeschlossen gelten kann.

Schließlich liegt die Aktualität des Interesses in einem dritten Aspekt, im 
Liberalismus. Ohne hier ausführlich darauf abzuheben, ist es doch von zentraler 
Bedeutung, daß es sich bei der LDP um eine Partei handelt, die sich ausdrück­
lich als in der langen Tradition des deutschen politischen Liberalismus stehend 
empfand und sowohl in ihrer Programmatik als auch soziologisch auf dessen 
Kräfte zurückgriff und sie zu reaktivieren suchte. Es wurde von ihr und ihrer 
vorwiegend der Demokratischen Partei der Weimarer Republik entstammenden 
Führungsschicht der Versuch gemacht, die politische Lebensfähigkeit des Libe­
ralismus und des ihn tragenden Bürgertums unter Beweis zu stellen und beide 
auszusöhnen mit der Linken, mit Sozialismus und Kommunismus. Dabei zeigte 
es sich, daß dieses Bürgertum zwar politisch eine erstaunliche Vitalität an den 
Tag legte, diese aber — deutlich vor allem im Ideologischen — überwiegend re­
aktiv war und das schließliche Erliegen dem kommunistisch-sowjetischen Druck 
und seinen gefährlichen Kompromissen auch in gewissen konstitutionellen 
Schwächen des „erneuerten Liberalismus“ selbst begründet war.

Besteht zwar keine völlige Einigkeit darüber, wie die erste Phase der sowjeti­
schen Deutschland-Politik und der Entwicklung in der sowjetischen Besatzungs­
zone zu bewerten ist im Hinblick auf die spätere Entwicklung, so darf es doch 
als sicher gelten, daß das Jahr 1948 das Ende des ersten Abschnittes deutscher 
und darüber hinaus internationaler Nachkriegsgeschichte bedeutet: das Ende 
des Kontrollrats und der Beginn der Blockade Berlins im März, der Staatsstreich 
in der Tschechoslowakei und die Tito-Krise im Sommer bezeichnen eine Neu­
orientierung der sowjetischen Politik. Diese deutliche Zäsur läßt es als berechtigt 
erscheinen, den Zeitraum vom Frühjahr 1945 bis zum Frühjahr 1948, den die 
Untersuchung umspannt, als Einheit zu begreifen und ermöglicht es, den Stoff 
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in einzelne Sachbereiche — Programmatik, Sozialstruktur, Blockarbeit u.a.m. — 
zu zerlegen und die chronologische Darstellung lediglich für Entstehung und Ende 
der Partei zu wählen; eine Zeittafel im Anhang dient zur ergänzenden Orientie­
rung.

Die Schwierigkeiten, denen sich Darstellung, Analyse und Urteil im vorliegen­
den Falle gegenübersehen, sind vor allem methodischer Art; das Geschehen in 
der SBZ, die in dieser ersten Phase durch eine langsam erst überwundene institu­
tioneile Strukturlosigkeit gekennzeichnet ist, entzieht sich in einem Punkt auch 
der politikwissenschaftlichen Untersuchung: in dem ganz spezifischen politischen 
„Klima“ der sowjetischen Besetzung, ohne das die Entscheidungen, Äußerungen 
und Handlungen dieser Jahre nicht gesehen werden können. Dieses „Klima“ 
wurde wesentlich bestimmt durch die zahlreichen Spielarten sowjetischen 
Druckes auf die nicht-kommunistischen Kräfte — vom erzwungenen Wodka­
Gelage beim Ortskommandanten bis zur Verhaftung unliebsamer Personen — 
und bildet ein wichtiges Element des Geschehens, ohne doch selbst greifbar zu 
sein in der Form aktenkundiger Dokumente. Hier mußten das persönliche Ge­
spräch und der Fragebogen eine empfindliche Lücke schließen. Wenn wir davon 
ausgehen, daß trotz gewisser Differenzen eine prinzipielle Übereinstimmung zwi­
schen sowjetischer Besatzungsmacht und KPD/SED bestand, letztere nur als 
politische Partei notwendig anders vorzugehen gehalten war, so können wir zwei 
Formen kommunistischen Druckes unterscheiden: den durch die Sowjetische 
Militäradministration und alle ihre Untergliederungen ausgeübten direkten, und 
den von der KPD/SED praktizierten indirekten Druck.

Direkter Druck wurde vor allem in folgenden Formen angewandt:
— durch die Anwesenheit sowjetischer Offiziere bei nahezu allen Partei- und Frak­
tionssitzungen und das Verlangen, genaue Sitzungsprotokolle auszuhändigen;
— durch die Auflage an die Orts- und Kreiskommandanten, den nicht-kommunisti­
schen Parteien Schwierigkeiten verschiedenster Art zu bereiten — erfolgreich prakti­
ziert vor allem bei den Wahlvorbereitungen — bei Androhung ihrer Strafversetzung; 
— durch Nichtregistrierung bestehender Ortsgruppen mit dem Ziel ihrer Ausschaltung 
bei den Gemeindewahlen;
— durch Eingriffe in die Parteipresse, insbesondere durch den erzwungenen Abdruck 
von Artikeln;
— durch das Ausspielen einzelner Politiker gegeneinander, besonders untergeordneter 
Funktionäre gegen höhere derselben Partei;
— durch Korrumpierung einzelner Persönlichkeiten, die mittels materieller Hilfe­
leistungen oder der Eröffnung beruflicher Karrieren in Abhängigkeit gerieten;
— durch Verhaftung von politisch mißliebigen Personen. Da man dieses Mittel anfangs 
nur zögernd anwandte und dann meist nicht bei besonders exponierten Politikern, 
hatte es vor allem die psychologische Wirkung der Einschüchterung.

Indirekter Druck wurde vorwiegend ausgeübt:
— durch Benachteiligung in materiellen Hilfeleistungen (Papierzuteilungen, Ver­
sorgungsgüter) auf dem Verwaltungswege;
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— durch erschwerte Einstellung bürgerlicher Parteimitglieder im öffentlichen Dienst, 
wo ihnen häufig der Übertritt zur SED zur Bedingung der Aufnahme oder des weiteren 
Verbleibens im Amt gemacht wurde;
— durch gezielte Diffamierung einzelner Persönlichkeiten, etwa auf Grund irgend­
welcher Beziehungen zur NSDAP, oder der gesamten Partei;
— durch außerparlamentarische Aktionen gegen unliebsame Parlamentsbeschlüsse 
oder Fraktionsanträge oder einzelne führende Parteimitglieder;
— durch die „Abwerbung“ von Abgeordneten.

Gleichwohl dürfen diese Dinge nicht als ausschlaggebend für das Geschehen 
in der SBZ überbewertet bzw. als bloße „terroristische Akte“ einer feindlichen 
Besatzungsmacht interpretiert werden: politische Auseinandersetzungen sind 
immer Kämpfe um staatliche ebenso wie um gesellschaftliche Macht, deren je­
weilige konkreten Formen bedingt sind durch die jeweilige konkrete Situation. 
Der sowjetisch-kommunistische Druck war eine spezifische Form des politischen 
Kampfes, begründet in einer von den bisherigen Ordnungsvorstellungen unter­
schiedenen Ideologie und durchgesetzt mit den Mitteln, die einer Besatzungs­
macht im Deutschland der bedingungslosen Kapitulation zur Verfügung standen. 
Die besondere Schwierigkeit politischer Auseinandersetzung mit dem Kommu­
nismus bestand weniger in der hier situationsbedingten Ohnmacht nichtkom­
munistischer Kräfte gegenüber der allmächtigen Besatzungsmacht, sie ist viel­
mehr grundsätzlicher Natur. Es ging und geht noch heute um die Frage, ob und 
wie es möglich ist, Methoden politischen Umganges mit Kräften zu entwickeln, 
die beanspruchen, alleinige Vollstrecker einer historisch-gesellschaftlichen Ge­
setzmäßigkeit zu sein — ob und wie es möglich ist, so konträre politische Ord­
nungen, wie sie sich gegenwärtig in „Ost“ und „West“ gegenüberstehen, zu einem 
politischen Ausgleich zu bringen, und zwar nicht nur international, sondern, wie 
im vorliegenden Falle, innerstaatlich. Insofern gewinnt diese Untersuchung eine 
gewisse exemplarische Bedeutung, denn das Problem ist durch die Teilung 
Deutschlands — die oktroyierte Revolution einerseits, die Unterlassung jeder 
gesellschaftlichen Neustrukturierung andererseits — nur aufgeschoben, nicht 
gelöst.
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